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Rundschreiben Nr. 13/2016 – Steuern 
ausgearbeitet von: Dr. Lukas Aichner 

Bruneck, den 31.10.2016 

Entwurf Stabilitätsgesetz 2017

Kürzlich hat die Regierung den Entwurf für das Stabilitätsgesetz 2017 vorgelegt. Die geplanten 
Neuerungen treten im Allgemeinen erst ab 1. Jänner 2017 in Kraft und können bei der 
parlamentarischen Behandlung in den nächsten Wochen noch Änderungen erfahren – es kann also 
durchaus sein, dass einige Punkte nicht umgesetzt werden.  
Die definitive Verabschiedung erfolgt in der Regel kurz vor Weihnachten - aus diesem Grund 
beschränken wir uns in diesem Rundschreiben auf die relevantesten geplanten Neuerungen. 

Verlängerung Sonderabschreibung und „Megaabschreibung“ von 250% für Neuinvestitionen

Die Sonderabschreibung von 140 Prozent soll für ein weiteres Jahr bis Ende 2017 verlängert werden. 
Begünstigt sind grundsätzlich alle neuen materiellen abschreibbaren Unternehmensgüter, mit einem 
Abschreibungssatz von 6,5 Prozent oder höher (Maschinen, Anlagen, Werkzeuge, Einrichtungen, 
Fahrzeuge usw.). Ausgeschlossen sind grundsätzlich alle Gebäude und anderen Immobilien, die 
immateriellen Vermögensgegenstände (Software, Patentrechte usw.) und alle gebrauchten Güter. 
Einschränkungen für Pkws ab 2017: Die Sonderabschreibung soll ab 2017 nur mehr für die 
betriebsnotwendigen Pkws (z. B. Taxi oder Mietwagen), ohne welche die betriebliche Tätigkeit nicht 
ausgeübt werden kann, gelten. Für Fahrzeuge, welche nur zu 20 Prozent (teilweise privat genutzte 
Fahrzeuge), 70 Prozent („fringe benefit“ – teilweise private Nutzung durch die lohnabhängigen 
Mitarbeiter) oder zu 80 Prozent (Handelsvertreter) steuerlich absetzbar sind, kann die 
Sonderabschreibung also nur mehr innerhalb 31. Dezember 2016 genutzt werden.
Für die Lkws und die anderen Transportfahrzeuge bleibt die Sonderabschreibung hingegen auch für 
2017 bestehen. 

„Megaabschreibung“ („iperammortamento“) von 250 Prozent: Für bestimmte Investitionen im 
technologischen Bereich soll ab 2017 eine „Megaabschreibung“ von 250 Prozent vorgesehen 
werden, wodurch sich eine Steuereinsparung von bis zu insgesamt 60 Prozent (für 
Kapitalgesellschaften => 24% von 250 Prozent) bzw. bis zu 107,5 Prozent (für Personengesellschaften 
und Einzelfirmen oder Freiberufler => 43% von 250 Prozent) ergeben kann. 
Der Anwendungsbereich für die Megaabschreibung ist im Gegensatz zur Sonderabschreibung etwas 
enger – begünstigt werden computergesteuerte Produktions- und Verpackungsmaschinen, die an 
eine ERP-Software angeschlossen sein müssen, Geräte für die Qualitätssicherung und die 
Umweltverträglichkeit, Geräte für die Verbesserung der Ergonomie und der Sicherheit auf dem 
Arbeitsplatz. Die geförderten Anlagen und Maschinen sind in einer Tabelle (Allegato A) im 
Gesetzesentwurf zum Haushaltsgesetz 2017 aufgelistet - diese Anlage A liegt auch diesem 
Rundschreiben bei). Für die Anschaffung von Software in Zusammenhang mit den vorgenannten 
technologischen Investitionen darf hingegen ausnahmsweise die Sonderabschreibung von 140 
Prozent genutzt werden (siehe detaillierte Auflistung - Allegato B) – in allen anderen Fälle ist die 
Software weiterhin von der Sonderabschreibung ausgenommen. 
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Unter diesen Gesichtspunkten sollte für anstehende Investitionen der genaue Übergabetermin bzw. 
bei komplexeren Investitionen die Abnahme gut geplant werden. So sollte beispielsweise der Ankauf 
von beschränkt absetzbaren Pkws noch innerhalb 2016 erfolgen, während Neuinvestitionen, welche 
in den Bereich der Megaabschreibung fallen, auf Anfang 2017 aufgeschoben werden sollten. 
Nachdem die genauen definitiven Regelungen voraussichtlich erst im Dezember vorliegen werden, 
empfehlen wir Ihnen im Zweifelsfall den genauen Übergabetermin noch offen zu lassen bzw. diesen 
erst nach erfolgter Rücksprache mit unserem Büro genauer zu definieren (Übergabe bzw. 
Endabnahme bereits 2016 oder besser erst 2017).
Für die zeitliche Zurechnung gelten die allgemeinen Bestimmungen, wonach man in der Regel auf 
die Übergabe (Eigentumsübertragung) abzustellen hat bzw. bei Werkverträgen auf die Endabnahme 
achten muss. 

sonstige geplante Neuerungen und Verlängerungen vom Stabilitätsgesetz 2017: 

der Steuerbonus von 50 Prozent auf Wiedergewinnungsarbeiten von Wohnungen und 
Wohngebäuden bzw. die 65 Prozent für energetische Sanierungen sollen um ein Jahr verlängert 
werden, wobei auch der Geltungsbereich und die Schwellen für die begünstigten Ausgaben 
unverändert bleiben. Letzterer Bonus kann bei Kondominien sogar auf 70 oder 75 Prozent erhöht 
werden (für Kondominien soll der Steuerbonus für die energetische Sanierung sogar für 5 Jahre 
verlängert werden). 
Ebenfalls verlängert werden soll der Steuerbonus in Höhe von 50 Prozent für Möbel und 
Elektrogeräte bis zu einem Betrag von Euro 10.000, sofern in derselben Wohnung auch 
Wiedergewinnungsarbeiten durchgeführt werden (allerdings nur sofern die Arbeiten ab 01.01.2016 
begonnen wurden); 
für Einzelunternehmen und Personengesellschaften mit ordentlicher Buchhaltung soll wahlweise 
eine proportionale Gewinnsteuer (IRI) in Höhe von 24 Prozent für die nicht ausgezahlten Gewinne 
vorgesehen werden. Gleichzeitig kommen im Falle dieser Besteuerungsform die für 
Kapitalgesellschaften geltenden Regelungen zu den steuerlichen Verlustvorträgen und für die 
Eigenkapitalförderung ACE zur Anwendung; 
für Kleinunternehmer mit vereinfachter Buchhaltung muss die Besteuerung ab 2017 nach dem 
sogenannten Kassaprinzip (Besteuerung aufgrund des effektiven Zu- und Abflusses) erfolgen; 
der figurative Zinssatz für die Eigenkapitalförderung ACE wird von derzeit 4,75 Prozent (für 2016) auf 
2,3 Prozent herabgesetzt (ab 2018 ist dann wieder eine Erhöhung auf 2,7 Prozent vorgesehen); 
die Sabatini-Förderung soll bis Ende 2017 verlängert werden (derzeit  sind die vorgesehenen 
finanziellen Mittel voll ausgeschöpft); 
die begünstigte Zuweisung oder Verkauf von Liegenschaften an die Gesellschafter wird für 2017 
neu aufgelegt; 
die begünstigte Zuweisung von betrieblich genutzten Immobilien der Einzelunternehmen, soll 
verlängert werden; 
die Aufwertung von Beteiligungen, Baugrundstücken und landwirtschaftlichen Grundstücken 
sowie die Aufwertung vom Anlagevermögen soll auch für 2017 wieder vorgesehen werden; 
ab 2017 soll der Anwendungsbereich für die Steuerbegünstigung für Leistungsprämien an 
unselbstständige Arbeitnehmer ausgeweitet werden. Die Leistungsprämien, die einer Ersatzsteuer 
von 10 Prozent unterliegen, werden auf Euro 3.000 bzw. auf Euro 4.000 (bei Einbezug der 
Gewerkschaften) erhöht. Die Einkommensgrenze soll von Euro 50.000 auf Euro 80.000 angehoben 
werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Büro Hartmann Aichner 










